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Best Practices für den Einsatz körperlicher Gewalt bei  
Vorkommnissen beim Crowd Management
Der Einsatz körperlicher Gewalt im Kontext des Crowd Management wirft Bedenken auf, die nur in solchen Situationen 
relevant sind, die nicht in einer Standardrichtlinie über die Anwendung von Gewalt erfasst sind.  Die folgenden Musterbe-
stimmungen sollen in die umfassenderen Richtlinien einer Polizei-/Ordnungsbehörde über das Crowd Management aufge-
nommen werden.     

(1)	 Ziel: Die Aufgabe der Polizei- und Ordnungsbehörden bei friedlichen Demonstrationen und zivilen Unruhen 
besteht darin, die freie Meinungsäußerung und Versammlungsfreiheit zu ermöglichen, jegliche Gewalt zu deeska-
lieren und Konflikte zu lösen. Bei friedlichen Demonstrationen und zivilen Unruhen sind die folgenden Beschrän-
kungen und Grenzen für die Anwendung körperlicher Gewalt einzuhalten. Andernfalls gilt die Richtlinie über die 
Anwendung von Gewalt.

(2)	 Rechtswidrigkeit:

Eine Menschenmenge gilt als friedlicher Protest oder friedliche Demonstration, wenn die Teilnehmer ihr Recht auf 
freie Meinungsäußerung dem Gesetz entsprechend ausüben.  In diesen Fällen kann es sein, dass keine Reaktion der 
Polizei erfolgt, oder wenn es eine polizeiliche Reaktion gibt, dann dienst diese der Ermöglichung der Veranstaltung 
ohne Anwendung körperlicher Gewalt.

Immer wenn vereinzelte rechtswidrige Aktivitäten von Einzelpersonen oder kleinen Gruppen in einer ansonsten 
friedlichen Versammlung durch gezielte Durchsetzungsmaßnahmen unterbunden werden können, müssen die 
Beamten mit Masseninterventionstaktiken reagieren, um einzugreifen und Gesetzesübertreter zu entfernen, damit 
die friedliche Versammlung fortgesetzt werden kann. Masseninterventionstaktiken sind Maßnahmen, die darauf ab-
zielen, die weitere Ausübung verfassungsmäßiger Rechte zu ermöglichen, indem Gesetzesübertreter innerhalb einer 
ansonsten rechtmäßigen Versammlung isoliert und festgenommen werden. 

Wenn aufgrund von Handlungen oder Verhaltensweisen innerhalb einer Menschenmenge ein erhebliches Risiko 
besteht, dass Personen verletzt oder Sachschäden verursacht werden könnten, können die Polizei-/Ordnungsbehör-
den eine Versammlung als gesetzwidrig erklären und eine formelle Anordnung zur Auflösung erteilen.  

Das Erklären eines Protests zu einer gesetzwidrigen Versammlung oder einem „Aufruhr“ berührt nicht die Anforde-
rung, dass jede Anwendung körperlicher Gewalt notwendig sein und einem rechtmäßigen Zweck dienen muss.

(3)	 Anwendung körperlicher Gewalt:

Körperliche Gewalt darf gegen bestimmte Personen in einer Menschenmenge für rechtmäßige Zwecke in Über-
einstimmung mit der Richtlinie über die Anwendung von Gewalt und den unten aufgeführten Einschränkungen 
eingesetzt werden. Wenn möglich, wenden die Beamten alle verfügbaren und geeigneten Deeskalationstaktiken 
unter den gegebenen Umständen an, um die Notwendigkeit der Anwendung körperlicher Gewalt zu reduzieren 
oder zu beseitigen. Die Beamten wenden die geringste Menge an körperlicher Gewalt an, die unter den gegebenen 
Umständen erforderlich ist, um den Widerstand zu überwinden, und beenden die Anwendung von Gewalt, wenn 
die Notwendigkeit nicht mehr besteht.  (RCW 10.120.020) 

Für die Anwendung bestimmter Arten von körperlicher Gewalt in einer Menschenmenge gelten die folgenden Ein-
schränkungen. 

(a)	 Passive Resistenz

In Situationen, in denen Personen eine rechtswidrige Handlung durch passive Resistenz begehen (z. B. Sitzblockade 
oder Hinlegen), muss ein Einsatzleiter versuchen, mit diesen Personen zu kommunizieren, um eine friedliche Lö-
sung zu erreichen. Bei Bedarf dürfen die Beamten Techniken anwenden, um die Bewegung zu steuern (z. B. heben, 
tragen).  Taktiken, bei denen wahrscheinlich davon auszugehen ist, dass sie Schmerzen verursachen, dürfen nicht 
angewendet werden.

(b)	 Schlagstock

(i)	 Die Beamten dürfen keine Schlagstöcke verwenden, um eine Menschenmenge voranzutreiben, bevor 
Anordnungen zur Auflösung erteilt wurden, und es ist eine angemessene Zeit einzuräumen, um sol-
chen Anordnungen Folge zu leisten. Diese Bestimmung gilt nicht für Beamte, die einen Schlagstock 
einsetzen, um einer unmittelbar drohenden Körperverletzung durch eine bestimmte Person zu begeg-
nen.  
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(ii)	 Beamte, die versuchen, eine Menschenmenge oder Einzelpersonen mit einem Schlagstock anzu-
treiben, dürfen niemanden forcieren, der aus Gründen, die außerhalb seiner bzw. ihrer Kontrolle 
liegen (z. B. Menschenmenge, körperliche Behinderung, körperliche Barrieren usw.), eindeutig 
nicht in der Lage ist, sich zurückzuziehen.  

(iii)	 Die Beamten müssen beim Einsatz von Schlagstocktechniken zur Kontrolle einer Menschenmen-
ge angemessene Sorgfalt walten lassen, um zu vermeiden, dass jemand an Kopf, Hals, Kehle oder 
Wirbelsäule geschlagen wird.

(c)	 Projectile Impact Weapons (PIW)

(i)	 Eine Projectile Impact Weapon (PIW, Geschoss- und Wurfstückwaffe) ist eine weniger tödliche 
Waffe, die Geschosse abfeuert, wie z. B. 40-mm-Gummi- oder Kunststoffgeschosse, PepperBall- 
oder ähnliche Geschosse, Blitz-Knall-Geschosse oder Bean Bags, die dazu bestimmt sind, eine 
Person vorübergehend zu destabilisieren.

(ii)	 Der Einsatz einer PIW gegen Personengruppen ist verboten. Diese Bestimmung bezweckt nicht, 
einem Beamten zu verbieten, eine PIW in Massenkontrollsituationen gegen eine bestimmte 
Person einzusetzen, die mit einem unmittelbar bevorstehenden Angriff auf eine Person droht. Die 
Beamten müssen jedoch sorgfältig das Risiko für umstehende Personen und die Durchführbar-
keit des Einsatzes anderer Techniken der Gewaltanwendung abwägen.  Ein solcher Einsatz muss 
in Übereinstimmung mit der Richtlinie über die Anwendung von Gewalt erfolgen.

(d)	 Sonstige weniger tödliche Munition

(i)	 Blitz-Knall-Ablenkungsmittel oder Blendgranaten und andere granatenartige Mittel dürfen aus-
schließlich als letzte Option für Zwecke des Crowd-Managements eingesetzt werden.  

(ii)	 Nicht-chemischer Rauch darf nur auf Anweisung des Einsatzleiters und von Personal verwendet 
werden, das befugt ist, diese Mittel bei sich zu tragen und einzusetzen.  Nach jeder Anwendung 
muss der Einsatzleiter die Lage neu bewerten, um festzustellen, ob eine weitere Anwendung erfor-
derlich ist.

(e)	 Tränengas 

(i)	 Polizei-/Ordnungsbehörden dürfen ihre Beamten oder anderen Mitarbeiter nur dann dazu 
ermächtigen, Tränengas zu verwenden, wenn dies erforderlich ist, um ein bestehendes Risiko 
ernsthafter Schäden durch einen Aufruhr, eine verbarrikadierte Person oder eine Geiselsituation 
abzumildern. (RCW 10.116.030).

(ii)	 Vor dem Einsatz von Tränengas müssen die Polizei-/Ordnungsbehörden alle Alternativen zum 
Einsatz von Tränengas ausschöpfen, die verfügbar und unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind. (RCW 10.116.030).

(iii)	 Tränengas darf erst eingesetzt werden, nachdem der ranghöchste gewählte Beamte im betreffen-
den Zuständigkeitsbereich, in der das Tränengas verwendet werden soll, die Genehmigung erteilt 
hat. (RCW 10.116.030).

(iv)	 Die Absicht, Tränengas einzusetzen, ist anzukündigen.

(v)	 Gewähren Sie den Personen genügend Zeit und Raum, damit sie den Anweisungen des Beamten 
Folge leisten können. (RCW 10.116.030).

(vi)	 Bei der Erwägung des Einsatzes von Tränengas muss der Einsatzleiter das Schadensrisiko sorgfäl-
tig abwägen, das sich aus einem solchen Einsatz in der Menge ergibt, da diese Mittel Auswirkun-
gen auf alle Personen in dem betreffenden Bereich, einschließlich der Beamten, sowie Personen 
außerhalb des unmittelbaren Bereichs haben können.  Vor dem Einsatz von Tränengas muss der 
Einsatzleiter sicherstellen, dass das Personal ordnungsgemäß mit Schutzausrüstung, wie z. B. 
Gasmasken, ausgestattet ist.  

(vii)	Nach jeder Anwendung muss der Einsatzleiter die Lage neu bewerten, um festzustellen, ob eine 
weitere Anwendung nötig ist.
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(f)	 Hundestaffel

Der Einsatz von Polizei-K-9 zum Zwecke des Crowd Management und der Auflösung von Menschen-
mengen ist ausdrücklich untersagt. (WA Criminal Justice Training Commission Canine Model Policy, 
Hundemodellrichtlinie der Ausbildungskommission für Strafjustiz des Bundesstaates Washington)

(4)	 Medizinische Hilfe

Bei der frühestmöglichen sicheren Gelegenheit an einem von den Polizei-/Ordnungsbehörden kontrollierten 
Einsatzort müssen die Beamten Personen, die verletzt wurden, über Schmerzen durch Gewaltanwendung kla-
gen oder Hilfe suchen, nachdem sie chemischen Mitteln ausgesetzt waren, Erste Hilfe leisten oder bereitstellen. 
(RCW 36.28A.445).

(5)	 Meldung

Jede Anwendung von körperlicher Gewalt, die während des Crowd Management erfolgt, muss in Überein-
stimmung mit der Richtlinie über die Meldung, Untersuchung und Überprüfung gemeldet, untersucht und 
geprüft werden. Das potenziell große Ausmaß solcher Ereignisse und die erhöhte Wahrscheinlichkeit, dass 
Personen, die körperlicher Gewalt ausgesetzt waren, nicht in Gewahrsam genommen werden, dürfen nicht 
als Rechtfertigung für einen Verzicht auf die üblichen Protokolle zur Überprüfung des Einsatzes von Gewalt 
angesehen werden.  
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